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Vermerk:

Referat Z B 4 übersendet eine Stellungnahme des BMI zur Frage. wann ein Herausgabever-

langen nach dem lFGunter Berufung auf den Kernbereich der Exekutive abgelehnt werden

kann, soweit der Antragaabgeschlossene Vorgänge betrifft. BMI beabsichtigt, bei Zustim-

.. mung des BMJ die übrigen Ressorts entsprechend zu unterrichten. Referat Z B 4 bittet um

Prüfung. ob die Einschätzung des BMI geteilt wird.

BMI kommt'In seiner Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass der unmittelbar von Verfassungs

wegen gebotene Schutz des Kembereichs exekutiver Eigenverantwortung auch bei bereits

abgeschlossenen Vorgängen regelmäßig die Offenlegung von Informationen hindere, die ,

Aufschluss geben über die taktischen, politischen oder vergleichbaren internen EMägüngen,

welche die Bundesregierung im Zusammenhang mit ihren Aufgaben im Bereich der Recht-

setzung angestellt hat. Die taktischen, politischen oder vergleichbaren regierungsinternen

Enrvägungen, welche die Bundesregierung bei der Ausübung ihres Gesetzesinitiativrechts

oder sonst im Rahmen ihrer Aufgaben im Bereich der Rechtsetzung anstellt, seien wesentli-

cher Bestandteil der vom Bundesverfassungsgericht als nicht ausforschbarer Bereich der

Willensbildung der Bundesregierung geschützten Abstimmungsprozesse. Unter. Berufung auf

BVerfGE 110. 199, 214; 67. 100. 139 kommt BMI zu dem Schluss, die A'usforschung dieses

Initiativ—‚ Beratungs— und Handlungsbereichs sei selbst Llntersuchungsausschüssen des
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Deutschen Bundestages verwehrt. Die Freiheit und Offenheit der Willensbildung Innerhalb

der Regierung falle bei bereits abgeschlossenenVorgängen"entscheidend ins GeI'rvlcht; Un-

Magen aus dem Bereich der Vorbereitung von Regierungsentscheldungen‚ die Aufschluss.

über den Prozess der Willensbildung geben. seien umso schutZwürdige’r, je näher sie der .

\ Entscheidung stünden (BVerfGE 110, 199 221). Da diese Vorgaben von Verfassungs we-

gen selbst die Kontrbllrechte parlamentarischer UntersuchungsausSchüsse beschränkten.

könnten für Inforrnatiqnsansprüche. die nach den Bestimmungen des IFG geltend gemacht

werden,an keinen Fall weniger strenge Schranken gelten. Vor diesem Hintergrund stellt _

BMI fest. dass dem besonderen parlamentarischen Kontrolllnteresse'einerseits und dem ali-

gemeinen Inforrnationsinteresse des einzelnen Bürgers andererseits nicht ohne weiteres das
gleiche Gewicht beigemessen werden könne. Das informationsinteresse'des einzelnen Bür-

gers könne regelmäßig auch bei bereits abgeschlossenen Vorgängen jedenfalls nicht die

Übermittlung von lnfonnationen rechtfertigen, Aufschluss geben’über die taktischen, poli-

tischen oder vergleichbaren regierungsinternen Erwägungen. welche die ‚Bundesregierung

im Zusammenhang mit ihren Aufgaben im Bereich der Rechtsetzung angestellt hat.

Zu den Ausführungen des EM wird

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass sich die Frage, wann der Antrag auf Informationszu—

gang abgelehnt werden kann, nach den Vorschriften des iFG beantwortet. Insbesondere im

Hinblick auf laufende Vorgänge— auchIm Bereich des Regierungsbandeins —— regelt g 4 IFG

eine Herausgabeschranke, soweit und solange durch die Vorzeitige Bekanntgabe der infor-

mationen der Erfolg der Entscheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen verei-

telt würde. im Hinblick auf nicht abgeschlossene Vorgänge bedarf es daher keines Rückgriffs i

- auf die sich aus dem Kernbereich der Exekutive hergebenen Schranken.

Der Wortlaut der Vorschrift des ä 4 Abs. 1 IFG könnte den Schluss nahe legen. dass" bei ä):

geschlossenen Vorgängen, bei denen eine Vereitelung des Erfolgs naturgemäß nicht mehr

drohen kann, die Ablehnung eines Antrags auf informationszugang gerade nicht in Betracht

kommt. Die Regelung wäre dann als abschließend zu bewerten. Dass dies allerdings nicht

der Fall ist. ergibt sich -'vorbehaltlich der fachlichen" Auslegung — bereits aus der Gesetzes.

begründung. die ausdrücklich auf die Rechtsprechung des.Bundesverfassungsgerichts, nach

der der Schutz des Kembereichs exekutiver Eigenverantwortung im Verhältnis zu parlamen-

tarischen Untersuchungsausschüssen auch abgeschlossene Vorgänge betreffen kann, Be-

zug nimmt. (ET Drs. 16/4493. S. 12). Die Begründung entwickelt diesen Ansatz im Wege des

Erst-Reoht—Schlusses dahin'weite'r, dass auch dem Bürger gegenüber der Zugang zu diesen

Informationen verschlossen bleibt.



soweit das BMI in seiner Stallungnah'me zu dem Ergebnis kommt, dass die Schranken‘des

Herausgaberechts parlamentarischer Untersuchungsausschüsse auch im Rahmen des iFG

Anwendung finden, in dem insoweit aüch der inforrn‘atiensanspmch des Bürgers beschränkt _
I ' ’ wird, bewegt sich diese Bewertung auf dem Boden des gesetzgeberischen Willens. Sie kann -

auch unmittelbar aus der Verfassung abgeleitet werden. Dem BMI muss also insoweit nicht

widersprochen werden. ‘ '

Problematisch hingegen ist die vom BMI getroffene Aussage, wonach das'infonnationsinte—

resse des einzelnen Bürgersrregelmäß'g auch bei bereits abgeschlossenen Vorgängen je-

denfaiis nicht dieÜbermittlung von Informationen rechtfertigen könne, die Aufschluss geben

über die taktischen, politischen oder vergleichbaren regierungsinternen En‘rvägungen, welche

die Bun‘desregierung'Im Zusammenhang mit ihren Aufgaben"Im Bereich der Rechtsetzung.
angestellt hat.

Weiches Gewicht dem Infonnationsinteresse des Bürgers im Rahmen der Schranken des

Irrformationszugangs unter Berücksichtigung des Kembereichs der Exekutive zukommt, ent-

zieht sich einer schematischen Bewertung. Insbesondere das unter Berufung auf die Recht-

sprechung des BVerfG von BMI in die Bewertung eingestellte Gewicht des Interesses des

Bürgers am Irrformationszugang gibt Anlass für eine Anaiyse der Redhtsprechung des.

BVerfG zur Offenbarungspfiicht gegenüber parlamentarischen Untersuchungsausschüssen:

Nach der Rechtsprechung des BVerfG setzt der aus dem Gewaltenteilungsprinzip folgende

Schutz vor informaton‘schen Engriffen in den Bereich exekutiver Entscheidungsvorbereitung

' auch dem nachträglichen parlamentarischen. Zugriff auf Informationen aus der Phase der

. Vorbereitung von Regiemngsentscheidungen Grenzen. Ein - sei es auch erst nach Ab-

schiuss des jeweiligen Entscheidungsprozesses einsetzender- schrankenldser'parlamenta-

rischer Anspmch auf informationen aus diesem Bereich würde vor allem durch seine einen-

genden Vorwirkungen die RegierungIn der seibständgen Funktion beeinträchtigen, die das

Gewaitenteilungsprinz'p ihr zuweist (BVerfGE 110, 199, 215). Das Bundesverfassungsge-

richt hat daher bereits im Urteil zum FIick—Untersuchungsausschuss deutlich gemacht, dass

informationen aus dem Vorfeld von Regierungsentscheidungen zwar nach Abschluss der

jeweiligen Entscheidung nicht mehr im selben Maße geschützt sind wie in der Phase, in der

die Kenntnisnahme Dritter diesen einen unmittelbaren Einfluss auf die Entscheidung ver-

schaffen würde, dass aber das parlamentarische lnformationsrecht auch dann noch Grenzen

hat: Auch bei abgeschlossenen Vorgängen. sind Fälle möglich“, in denen die Regierung aus

dem Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung geheimzuhaitende Tatsachen mitzuteilen

nicht verpflichtet ist (BVerfGE 67, 100, 139).



Diese Fälle seienIn Anlehnung an Art. 23 Abs. 3 Satz 1 LV SchiesMg—Hoistan— deren Re-

gelung nach Ansicht des BVerfG an die bundesve‘rfassungsgerichtliche Reciitspreciitnig an-
' knüpft (BVerfGE 110 199 214)——anzunehmen wenn trotz der Abgeschlossenheit des Vor-

gangs die Herausgabe der Akten aus dem Bereich der Vorbereitung abgeschlossener Regie— .

rungsentscheidungen, aus denen Aufschluss über die VViIIensbiIdung der Regierung und ih- '
rer Mitglieder gewonnen werden kann, die Funktionsfähigkeit und Eigenverantwortung der

Regierung beeinträchtigen würde (BVerfGE 110, 119, 218). Ob dies durch (Ire Aktenvorlage

der Fall ist, lasse sich nur unter Berücksichtigung derjeweiügen Umstände feststellen. Dabei
seien die gegenläufigen Belange abzuwägen (BVerfGE 110, 119, 219).

Die an dieser Steile— d. h.: bei der Feststellung der Funktionsfähigkeit der Regienmg- vor-

gesehene Abwägung ers'cheint nicht ganz unproblematisch. Die Frage, ob de Herausgabe
‘ von Akten die Funktionsfähigkeit der Regierung beeinträchtigt, dürfte unabhängig von dem ‚

Gewicht der parlamentarischen Kontrolle sein. Das Gewicht der partamentarischen Kontroll- -

funktion kann erst bei der Frage relevant werden, ob die Beeinträchtigung der Funktionsfä—

higkeit der Regierung zugünsten derIm Einzelfall gewichtigeren Kontrolle hingenommen
werden muss Darauf stellt der— entscheidungserhebliche— Art. 23 Abs. 3 Satz 1 LV aler-

dings nicht ab. Schon die Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Regierung stellt nach
: . dieser Vorschrift einen Herausgabevenrveigerungsgrund dar. Bei der Funktionsfähigkeit der

Regierung handelt es sichIn der Tat um einen relationsunabhängigen Umstand- Die Frage,
ob die Funktionsfähigkeit der Regierung durch die Offenlegung bestimmter, die inteme Wil-

Iensbiidung betreffende Informationen beeinträchtigt wird, beantwortet sich allein nach der zu

erwartenden Rückwirkung der Offenbarung auf die Funktionsfähigkeit. Der Zweck der Offen-

Iegung - Kontrollaufgabe des Parlaments oder Inforrnationszugang des Bürgers — hat darauf

keinen Einfluss. Eine'Abwägung kann erst im Anschluss an die Feststellung einer Beein-

trächtigung der Funktionsfähigkeit der Regierung erfolgen, und zwar mit dem Ziel der Ermitt-

lung der Folgen dieser Feststellung. Je nachdem welchem Verfassungswert — dem aus dem

Gewaltenteilungsprinzip folgenden Kernbereich der Exekutive oder der Kontroilaufgabe des

Parlaments — im konkreten Fall höheres Gewicht beizumessen ist, tritt der Schutz der Funk—

tionsfähigkeit der Regierung oder das Recht des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses auf Herausgabe von Beweismaterial zurück.

Das entspricht auch der Prüfung des BVerfG. Auf der Ebene der Subsumtion unter Art. 23

Abs. 3 Satz 1 LV beantwortet das Gericht die Frage der Beeinträchtigung der Funktionsfä-

' higkeit der Regierung durch die Vorlage von Akten an das Parlament, ohne eine Abwägung

vorzunehmen. Erst nachdem eine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit festgestellt wurde

nimmt das Gericht eine Abwägung vor. In dem zu entscheidenden Fall kam das Gericht im

Hinblick auf einen Teil der Unterlagen — ohne Abwägung —- zu dem Ergebnis; dass die Siche-

rung der Freiheit und Offenheit der Willensbildung in derartigen Abstimmungsprozessen



.

durch die Vorlage der im Antrag bezeichneten Akten nicht In einerder Funktionsfähigkeit der

_ "Regierung abträglichen Weise bedroht wird (BVerfGE 11,0 119, 224). im Hinblick auf andere

Dokumente hingegen sah das Gericht die Gefahr. dass die Frage, ob und unter welchen Vor-
' aussetzungen eine Pflicht zur Offenlegung dieser Dokumente besteht, für die Bereitschaft

der Beteiligten. die Verhandlungen offenzu führen. von Bedeutung sein kann (BVerfGE 110,

. 119, 225). Damit war eine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Regierung gegeben.

Nur im letzteren Fall hat das Gericht im Anschluss an diese Feststellung eine AbWägung
' vorgenommen, wobei dem Gelehtspunkt wirksamer" parlamentarischer Kontrolle Vorrang

"eingeräumt wurde. Daraus wird deutlich, dass die- in der Lande'3verfassung so nichtvorg'e-
‘ ‘ ' 'sehene--Abwägung neben der Feststellung der Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der

' Regierung als zusätzlicher Filter'In die Prüfung implementiert wurde. Wenn bislang bereits

feststend. dass allein die Tatsache, dass es sich um Informationen aus dem Kernbereich der '
Exekutive handelt, bei abgeschlossenen Vorgängen keinen Grund zur Herausgabeven/veige-

rung gegenüber parlamentarischen Untersuchungsausschüssen darstellt, so wird man nach

der Vorliegenden Entscheidung davon auszugehen haben, dass auch die Tatsache der Be-

einträchtigung der Funktionsfähigkeit dürch Offenbarung von Informationen, die den Kembe-
reich der Exekutive betreffen, zur Ablehnung der Verweigerung nicht genügt. Vielmehr ist

zusätzlich eine Abwägung vorzunehmen.

Überträgtman diese Struktur auf den vorliegenden Fall, so kann zunächst nicht pauschal

eine Verletzung des Kembereichs bei abgeschlossenen Vorgängen schon bei Herausgabe

solcher informationen angenommen werden. die Aufschluss geben über die taktischen. poli-

fischen oder vergleichbaren regierungsinternen Erwägungen, welche die Bundesregierung

im Zusammenhang mit ihren Aufgaben'Im Bereich der Rechtsetzung angestellt hat. Vielmehr
l wird man hierfürIn jedem konkreten Fall eine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der

Regierung darlegen müssen. Nur so wird der ausdrücklichen Feststellung des BVerfG, dass

die Frage, ob Akten, aus denen Aufschluss über die Wilensbildung der Regierung und ihrer

Mitglieder gewonnen werden kann, die Funktionsfähigkeit und Eigenverantwortung der Lan-

.desregierung beeinträchtigen würde, nicht pauschal bejaht werden könne (BVerfGE 110,

119 218) Rechnung getragen.

Ob darüber hinaus noch eine Abwägung erforderlich ist, richtet sich danach, ob das Informa—

tionsinteresse ein verfassungsrechtlich verankertes Gut repräsentiert. Soweit es sich bei
t dem vom IFG in Bezug genommenen Kernbereich der Exekutive um eine verfassungsunmit—

telbare Schranke handelt, bedarf es für die Beschränkung dieser Schranke ebenfalls eines

_ Wertes mit Verfassungsrang. Der Anspruch des Bürgers auf Zugang zu amtiichen Informati-

onen ist lediglich einfachrechtlich geregelt und stelit- vorbehaltlich der Bewertung des für die

Grundrechte zuständigen Referats IV A 1 — keine Konkretisierung eines verfassungsrechtlich

begründeten Anspruchs dar. Vor diesem Hintergrund dürfte es vertretbar sein. “die Ableh—
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innig eines Antrags auf lnform'ationszugang allein auf die Tatsache der Beeinträchtigung der I '
Funktionsfähigkeit der Regierung zu stützen. Vorbild für eine solche Handhabung könnte ä. . ‚
10 Abs. 5 IFG-SH sein, nach dem der Antrag auf Zugang zu Informationen abgelehnt werden

' kann, wenndas BekanntWerden des Inhalts der informationen die Funktionsfähigkeit und die >

EigenVerantwortung derLandesregierung beeinträchtigt und der insoweit als einfachrechtliä ‚
ehe Konkretisierung einer verfassungsrechtlichen Schranke VerstandenI werden kann.

Ob die Herausgabe von Informationen zu: einer solchen Beeinträchtigung führen würde be—
' darf allerdings— wie ausgeführt- erst einer Prüfung"Im Einzelfall und kann nicht wie von BMI '

‘ angenommen für jegliche Unterlagen. die Aufschluss über die Wiilens'biidung der Regierung

und ihrer Mitglieder erlauben, unterstellt werden. Bei der EntscheIdung über die Offenlegung ‘. ‚ ‘

von Dokumenten ist daher entsprechend der Natur des Inhalts einer Akte zu prüfen ob die

‚ .Weitergabe der Inforrrwtionen geeignet ist, die Funktionsfähigkeit der Regierung zu beein- „

trächtigen. Das wäre etwa anzunehmen, wenn die Offenlegung künftig eine sachlich förderf- '

ehe Kommunikation zwischen den Regierungsmitgiiedern verhindern würde.


